Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


.. — 
Nr. 30 Ausgegeben Danzig, den 30. Juni EEE 1931 
m Mn 


Juhalt. Blindenrentengeſetz (S. 589). — Rentnergeſetz (S. 591). — Verordnung zur Aufhebung des Ge⸗ 
ſetzes betr. die Inſtandſetzung von Gebäuden und Wohnungen vom 14. 11. 1922 (G. Bl. S. 513) (S. 594). — Verordnung 
über das Spruch⸗ und Beſchlußverfahren bei dem Oberverſicherungsamt nach der Reichsverſicherungsordnung (S. 595). — 
Verordnung über die Sicherung der Haushaltsführung der Gemeinden und Gemeindeverbänden (S. 595). — Verordnung 
über das Spruch⸗ und Beſchlußverfahren bei dem Oberverſicherungsamt nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz (S. 596). 


79 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Blindenrentengeſetz. 
Vom 12. 6. 1931. 


J. Blindenanſpruch. 
§ 1. a at 

Blinde, die ihren Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben und Danziger Staats- 
angehörige ſind, haben, ſofern ſie nicht auf Koſten des Staates oder einer Gemeinde in einer Blin⸗ 
denanſtalt untergebracht ſind, einen Rechtsanſpruch auf Zahlung einer Unterhaltungsrente und Kran⸗ 
kenfürſorge durch die Gemeinde nach Maßgabe dieſes Geſetzes. - 

Der Anſpruch geht auch auf Gewährung von Zuſchlägen zur Unterhaltsrente und von Kranken⸗ 
fürſorge für den Ehegatten und unterhaltungsberechtigte Kinder bis zum 18. Lebensjahr, ſoweit ſie 
ſelbſt bedürftig ſind. Der Kinderzuſchlag kann bis zum 21. Lebensjahr weiter gezahlt werden, wenn 
ſich das Kind noch in der Ausbildung befindet. Haben beide Ehegatten Anſpruch auf die Unterhalts- 


rente, ſo ruht der Anſpruch der Frau während des Beſtehens der Ehe. 


Der Anſpruch beginnt mit dem Monat, der auf den Abſchluß der ſchulmäßigen und beruflichen 
Ausbildung folgt, keinesfalls aber vor der Vollendung des 18. Lebensjahres. Bei den nach dieſem 
Zeitpunkt Erblindeten beginnt der Anſpruch mit dem Monat, der auf den Eintritt der Erblindung 
folgt. Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf den Erben über. Der Anſpruch iſt der 
Pfändung nicht unterworfen. 2 

Solange der Blinde eine Freiheitsſtrafe verbüßt, fällt die Zahlung der Unterhaltungsrente fort. 
Die Familienzuſchläge bleiben unberührt. 


II. Blindeneigenſchaft. 
f 8 2 
Blinde im Sinne dieſes Geſetzes ſind: 
1. Perſonen, deren Sehkraft erloſchen iſt. 
2. Perſonen, deren Sehkraft in ſolchem Maße beſchränkt iſt, daß ſie nach den vom Senat auf 
Grund dieſes Geſetzes zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen als blind anzuſehen find. 


SE 
Der Senat wird ermächtigt, dieſes Geſetz auf weitere Perſonen anzuwenden, wenn neben der Ver⸗ 
minderung der Sehſchärfe eine erhebliche Einſchränkung des Geſichtsfeldes vorliegt. Auch hohes Alter 
und Fehlen von unterhaltungspflichtigen Angehörigen kann hierbei berücksichtigt werden. 


§ 4. 
Blinder im Sinne dieſes Geſetzes iſt nicht, wer 
1. wegen Erblindung auf Grund von Militärverſorgungsbeſtimmungen zum Bezuge von Gebührniſſen 
berechtigt iſt, 
2. ausreichende Einnahmen zur Beſtreitung ſeines Lebensunterhaltes hat. Als Einnahmen im Sinne 
dieſer Vorſchrift ſind jedoch nicht anzuſehen: 


a) Leiſtungen geſetzlich Anterhaltungspflichtiger, ſoweit ſie über die geſetzliche Unterhaltungspflicht 
hinausgehen. 5 N 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 7. 1931.) 
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b) Unterhaltsbeiträge Dritter, es fei denn, daß deren Gewährung dauernd rechtlich und wirt 
ſchaftlich geſichert iſt. „„ ' 
c) Der Wert eines Wohnrechtes oder der Wert der Wohnung auf eigenem Grundſtück. 


III. Unterhaltsrente. 


A § 5. Bi 

Die Unterhaltsrente wird nur auf Antrag gewährt. Für die Zeit, die vor der Stellung des An⸗ 
trages liegt, kann die Gewährung nicht verlangt werden. N 

Die Höhe der Unterhaltsrente und der zu zahlenden Zuſchläge beſtimmt der Senat. 

Als Mindeſtſätze gelten hierbei die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes an Blinde gezahlten Beträge 
von 55.— G für den Blinden, 18.— G für die Ehefrau und 12.— G für jedes zuſchlagsberechtigte 
Kind. 5 

86. 

Die Zahlung der Anterhaltungsrente erfolgt monatlich im voraus durch die Gemeinde, in welcher 
der Blinde ſeinen Wohnſitz hat. Die Zahlung erfolgt durch portofreie Zuſtellung. 8 

Die Feſtſetzung erfolgt durch einen Blindenausſchuß, der bei den Gemeinden Danzig, Zoppot, 
im übrigen bei den Kreiſen zu bilden iſt. Der Ausſchuß beſteht aus einem Vertreter der Gemeinde 
oder des Kreiſes als Vorſitzenden, einem rentenberechtigten Blinden und einer in der Blindenfürſorge 
erfahrenen Perſönlichkeit. Die Beiſitzer werden in Danzig vom Senat, in Zoppot vom Magiſtrat, im 
übrigen von den zuſtändigen Kreisausſchüſſen ernannt. Vor der Berufung der Beiſitzer aus den Reihen 
der Blinden ſind die wirtſchaftlichen Organiſationen der Blinden zu hören. 

Das Nähere beſtimmt der Senat. 15 

8 * 

Auf die zu gewährende Unterhaltsrente wird das Einkommen des Blinden, ſoweit es / der 
gemäß 5 5 dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Unterhaltsrente nebſt Zuſchlägen überſteigt, in Anrechnung 
gebracht. 

a Der Senat kann beſtimmen, daß in Ausnahmefällen ein geringerer Teil des Einkommens in An⸗ 
rechnung gebracht wird, jedoch nicht über den vollen Betrag der Rente hinaus. Einkommen aus 


Untervermietung iſt nur anzurechnen, ſoweit es nach Abzug der Werbungskoſten die Höhe der Rente 
überſteigt. i 


\ 


IV. Krankenfürſorge. 


. § 8. 

Die Krankenfürſorge umfaßt notwendige ärztliche Behandlung, Gewährung der erforderlichen 
Arzeneien und Heilmittel. An ihre Stelle kann im Bedarfsfall auch Krankenhaus- oder Heilanſtalts⸗ 
pflege treten oder ſonſt geeignete Wartung und Hilfe gewährt werden. 


§ 9. 

Dauert die Anſtaltspflege in einem Krankenhaus oder in einer Heilanſtalt länger als einen 
Monat, ſo vermindert ſich die Unterhaltsrente für die Dauer der Pflege um die Hälfte. Die Familien⸗ 
zuſchläge bleiben unberührt. 

V. Auskunft. 
§ 10. 

Die Behörden einſchl. der Steuerbehörden und die Körperſchaften öffentlichen Rechts ſind ver- 
pflichtet, den Gemeinden auf Anfrage Auskunft auch über die Einkommens- und Vermögensverhält⸗ 
niſſe der Blinden zu erteilen. 

Die unterhaltungspflichtigen Angehörigen und die Arbeitgeber der Blinden und der Unterhal- 


tungspflichtige ſind verpflichtet, den Gemeinden bei Anfragen Auskunft über alle für die Leiſtungen 
erheblichen Tatſachen zu geben. ö 


VI. Entziehung der Leiſtungen. 
§ 11. 

Die dem Blinden auf Grund dieſes Geſetzes zu gewährenden Leiſtungen können ganz oder teil⸗ 
weiſe entzogen werden, wenn der Blinde wiſſentlich unwahre Angaben macht, oder die zur Durchfüh⸗ 
rung des Verfahrens von ihm geforderten Angaben verweigert, es ſei denn, daß es ſich um Angaben 
von nicht weſentlicher Bedeutung handelt. Dasſelbe gilt, wenn der Blinde wegen Bettelns be⸗ 
ſtraft iſt. 


ee a P R 
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$ 12. 


Ergreift der Blinde eine ihm angebotene Erwerbsmöglichkeit nicht, die ſeinen Lebensunterhalt 
ſichert und die nach dem Urteil eines beamteten Arztes und eines Sachverſtändigen für Blinden⸗ 
fürſorge ſeinen Anlagen und Fähigkeiten angemeſſen iſt, ſo wird ihm der Anſpruch auf die Unter⸗ 
haltsrente für die Dauer der Weigerung entzogen. 8 


VII. Beſchwerden. 
§ 13. 


Gegen die auf Grund dieſes Geſetzes und der erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen ergangenen 
Beſcheide der Gemeindeverwaltungen und des Blindenausſchuſſes iſt die Beſchwerde in den Städten 
Danzig und Zoppot an den Senat, im übrigen an den zuſtändigen Kreisausſchuß zuläſſig. Gegen die 
von dieſen Behörden gefällten Entſcheidungen ſteht ſowohl der betroffenen Gemeinde wie auch dem 
Blinden Klage beim Verwaltungsgericht offen. Dieſes entſcheidet endgültig. 


VIII. Verfolgung von UAnterhaltsanſprüchen. 


8 14. 


Die Gemeinden ſind verpflichtet, die einem Blinden gegen Dritte zuſtehenden Unteattsanoräc 
zu verfolgen. 


IX. Gebühren. 
§ 15. 5 ö 
Alle Verhandlungen und Urkunden, insbeſondere Vollmachten und amtliche Beſcheinigungen, die 


bei Stellung von Anträgen, der Durchführung von Erhebungen und Auszahlungen auf Grund dieſes 


Geſetzes erforderlich werden, ſind gebühren- und ſtempelfrei. In Rechtsſtreitigkeiten, die die Gemeinden 
auf Grund dieſes Geſetzes führen, ſind ſie von der Zahlung der Gerichtskoſten befreit. 


X Erſatz der e 


§ 16. 


Die Freie Stadt Danzig erſtattet den Gemeinden 80 v. H. der ihnen durch die Zahlung der Un⸗ 
terhaltsrente entſtehenden Koſten. 


Den leiſtungsunfähigen Gemeinden ſollen ausnahmsweise bis zu 90 v. H. dieſer Koſten erstattet 
werden. 


5 Ausführungsbeſtimmungen. 
§ 17. 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 
§ 18. 
Leiſtungen, die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgen, ſind nicht als Akte Der Wohlfahrtspflege 
anzuſehen. 
§ 19. d 5 
Mit Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt die Verordnung betr. Anpaſſung der Unterſtützungsſätze 
für Empfänger von Renten aus der Invalidenverſicherung an eine wertbeſtändige Rechnungseinheit 


vom 26. 10. 1923 — G. Bl. 1125 — außer Kraft. 


Danzig, den 12. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 


80 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Rentnergeſetz. i Sr 
Vom 12. 6. 1931. | a 
I. Rentneranſpruch. 


§ 1. 
Rentner, die ihren Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben und Danziger Staats⸗ 
angehörige ſind, haben einen Rechtsanſpruch auf Zahlung einer Unterhaltsrente und auf N 
fürſorge gegen die Gemeinden nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 
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Der Anſpruch geht auch auf Gewährung von Zuſchlägen zur Unterhaltsrente und von Kranken⸗ 
fürſorge für den Ehegatten, ſoweit nicht der Ehegatte ſelbſt anſpruchsberechtigt iſt und unterhalts⸗ { 
berechtigte eheliche Kinder bis zum 18. Lebensjahr, ſoweit fie ſelbſt bedürftig find. Der Kinderzufhlag 
kann bis zum 21. . weitergezahlt 1 wenn ſich das Kind noch in der Ausbildung 
befindet. f | | 
Der Anſpruch it nicht 1 und geht nicht auf den Erben über. 
Der Anſpruch iſt der Pfändung nicht unterworfen. 
SE 91955 II. Rentnereigenſchaft. 
. | 8 
a 0 im Sinne des Geſetzes iſt, wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat oder in ſeiner 
Erwerbsfähigkeit weſentlich beſchränkt iſt und 
a) den Nachweis erbringt, daß er vor dem 1. Januar 1919 in der Hauptſache von einem 
Vermögen im Werte von mindeſtens 8 000 Mark oder von regelmäßigen Bezügen aus Fonds 
oder Stiftungen, die dem Erträgnis eines ſolchen Vermögens mindeſtens gleichwertig waren, 
gelebt hat, und daß er ſein Vermögen oder die regelmäßigen Bezüge aus Fonds oder Stif⸗ 
tungen infolge der Geldentwertung verloren hat und dadurch unverſchuldet in Not geraten 
iſt, oder 
nachweiſt, daß die unter a) bezeichneten Vermögenswerte vor dem 1. Zana 1919 im Be⸗ 
ſitz einer mit ihm in auf⸗ oder abſteigender Linie verwandten Perſon oder feines Ehegatten 
waren und kraft geſetzlicher Erbfolge unmittelbar auf ihn im Erbgang übergegangen Wären, } 
es ſei denn, daß er genügende anderweitige Einnahmen hat. f i 


b 


— 


8 3, 
Rentner im Sinne dieſes Geſetzes iſt nicht: i 
a) wer erſt nach dem 1. Januar 1945 das 60. Lebensjahr vollendet, es fei denn, daß er in 
dieſem Zeitpunkt infolge körperlicher und geiſtiger Gebrechen in der Erwerbsfähigkeit we⸗ 
ſentlich beſchränkt iſt, 
b) wer ausreichende Einnahmen zur Beſtreitung ſeines Lebensunterhaltes hat. 
Als Einnahmen im Sinne dieſer Vorſchrift ſind jedoch nicht anzuſehen: 
1. Leiſtungen geſetzlich Unterhaltspflichtiger, ſoweit ſie über die geſetzliche Unterhaltspflicht 
hinausgehen, 
2. Unterhaltsbeiträge Dritter, es ſei denn, daß deren Gewährung dauernd rechtlich und wirt⸗ ; 
ſchaftlich geſichert iſt, 
3. der Wert eines Wohnrechtes oder der Wert der Wohnung auf eigenem Grundſtück. 


§ 4. 
Zwecks Vermeidung von Härten kann der Senat in Ausnahmefällen beſtimmen, daß ein Anſpruch 
auf Leiſtungen aus dieſem Geſetz auch beſteht, wenn der Rentner: 
a) noch nicht das 60. aber ſchon das 55. Lebensjahr vollendet hat. 


b) nicht am 1. Januar 1919, aber ſpäter in der Hauptſache von ſeinem e oder von 
regelmäßigen Bezügen aus Fonds oder Stiftungen gelebt hat. 


III. Unterhaltsrente. 


8 5. 
Die Unterhaltsrente beträgt 85 für den Rentner, die Zuſchläge 18 G für die Ehefrau und 
12 G für jedes zuſchlagsberechtigte Kind. 
Dieſe Sätze gelten als Mindeſtſätze. Der Senat iſt ermächtigt, die Unterhaltsrente und die 
Zuſchläge heraufzuſetzen. 
Die Unterhaltsrente wird nur auf Antrag gewährt. 
§ 6. 
Die Zahlung der Anterhaltsrente erfolgt monatlich im voraus durch die Gemeinde, in welcher 
der Rentner ſeinen Wohnſitz hat. N 
Die Zahlung wird bewirkt durch portofreie Zuſtellung. 
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Die Gemeinde trifft d die zur Prüfung der Ap c bereue erforderlichen Feſtſtellungen und 
berechnet die Höhe des im einzelnen Falle zur Auszahlung kommenden Betrages u Maßgabe der 
Vorſchriften des § 8. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch einen Rentnerausſchuß, der bei der Gemeinde zu bilden iſt. Von 
der Bildung eines Rentnerausſchuſſes kann abgeſehen werden, wenn in der Gemeinde nicht mehr als 
4 Rentner wohnen. In dieſen Fällen entſcheidet der Gemeindevorſteher. 

Der Ausſchuß beſteht aus einem Vertreter der Gemeinde als Vorſitzenden und zwei Rentnern als 
Beiſitzer. Die Beiſitzer werden in Danzig vom Senat, in Zoppot vom Magiſtrat und in den übrigen 
Gemeinden von den Kommunalaufſichtsbehörden berufen. Das Nähere beſtimmt der Senat. 


A § 8. 

Auf die zu gewährende Unterhaltsrente wird das Einkommen des Rentners, er es ½ der 
gemäß 8 5 dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Anterhaltsrente nebſt Zuſchlägen überſteigt, in Anrechnung 
gebracht. 

Der Senat kann beſtimmen, daß in Ausnahmefällen ein geringerer Teil des Einkommens in An⸗ 
rechnung gebracht wird, jedoch nicht über den vollen Betrag der Rente hinaus. Einkommen aus Unter⸗ 
vermietung iſt nur „ ſoweit es nach Abzug der . die Höhe der Rente 
überſteigt. 

5 § 9. 

Die Renten werden in Jahresbeträgen feſtgeſtellt. Die Wiederholung einer einmal getroffenen 

Feſtſtellung über die Anſpruchsberechtigung iſt in der Regel nicht vor Ablauf eines Jahres zuläflig. 


IV. Krankenfürſorge. 
§ 10. : > 
Die Krankenfürſorge umfaßt notwendige ärztliche Behandlung, Gewährung der erforderlichen 
Arzeneien und Heilmittel. An ihre Stelle kann im Bedarfsfalle auch Krankenhaus- oder Heilanſtalts⸗ 
pflege treten, oder ſonſt geeignete Wartung und Hilfe gewährt werden. 


§ 11. 
Dauert die Anſtaltspflege länger als einen Monat, ſo vermindert ſich die Unterhaltsrente für 
die Dauer der Pflege um die Hälfte. 
a Die Familienzuſchläge bleiben unberührt. 


V. Auskunft. 
825 

Die Behörden einſchl. der Steuerbehörden und die Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind 
verpflichtet, den Gemeinden auf Anfrage Auskunft auch über die Einkommens⸗ und Vermögensverhält⸗ 
niſſe der Rentner zu erteilen. 8 

Die unterhaltspflichtigen Angehörigen und die Arbeitgeber der Rentenempfänger und der Unter⸗ 
haltspflichtigen ſind verpflichtet, den Gemeinden bei ringen Auskunft über alle für die Leiſtungen 
erheblichen Tatſachen zu geben. 

5 VI. Entziehung der Leiſtungen. 
5 8 13. 

Die dem Rentner auf Grund dieſes Geſetzes zu gewährenden Leiſtungen können ganz oder teil: 
weile, auch dauernd, entzogen werden, wenn der Rentner wiſſentlich unwahre Angaben macht oder die 
zur Durchführung des Verfahrens von ihm geforderten Angaben verweigert. 

Dieſes gilt nicht, wenn es ſich um Angaben von nicht weſentlicher Bedeutung handelt, 


VII. Beſchwerden. 
! 8 14. | 
Gegen die 905 Grund dieſes Geſetzes und der erlaſſenen e bel engen ergangenen 
Beſcheide der Gemeindeverwaltungen und Rentnerausſchüſſe iſt die Beſchwerde in den Städten Danzig 
und Zoppot an den Senat, im übrigen an den zuſtändigen Kreisausſchuß zuläſſig. Gegen die von 
f dieſen Behörden gefällten Entſcheidungen ſteht ſowohl der betroffenen Gemeinde wie a dem 
Nentner Klage beim Verwaltungsgericht offen. Dieſes entſcheidet endgültig. 
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VIII. Verfolgung von Unterhaltsanſprüchen. 
8 
Die Gemeinden ſind verpflichtet, die einem Rentner gegen Dritte zuſtehenden Unterhaltsniprie 
zu verfolgen. 
8 IX. Rückgriff auf das Vermögen. 
8 8 16. ; 
Ein Rückgriff auf das Vermögen des Rentners it wegen der ihm auf Grund dieſes Geſetzes 
gewährten Leiſtungen nur inſoweit zuläſſig, als das dem Rentner bei Bewilligung der Rente ge⸗ 
hörende oder ſpäter anfallende Vermögen den Betrag von 10000 G überiteigt. In dieſem Umfange 
können ſich die Gemeinden auch den Anſpruch auf Rückerſtattung durch Verpfändung von Vermögens⸗ 
gegenſtänden des Rentners ſichern. Früher erfolgte Verpfändungen des Rentners für Leiſtungen aus 
der Kleinrentnerfürſorge und Wohlfahrtspflege ſind gleichfalls nur in dieſem Rahmen wirkſam. 


X. Gebühren. 
S L 
Alle Verhandlungen und Urkunden insbeſondere Vollmachten und amtlichen Beſchene aug d die 
bei Stellung von Anträgen, der Durchführung von Erhebungen und Auszahlungen auf Grund dieſes 
Geſetzes erforderlich werden, find gebühren- und ſtempelfrei. In Rechtsſtreitigkeiten, die die Gemeinden 
auf Grund dieſes Geſetzes führen, ſind ſie von der Zahlung der Gerichtskoſten befreit. f 


XI. Erſatz der Aufwendungen. 
§ 18. 
Die Freie Stadt Danzig erſtattet den Gemeinden 80 v. H. der ihnen durch die Zahlung der 
Unterhaltsrente entſtehenden Koſten. 
Den leiſtungsſchwachen Gemeinden ſollen ausnahmsweiſe bis zu 90 v. H. der Aufwendungen 
erſtattet werden. 
' XII. Ausführungsbeſtimmungen. 


§ 19. 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 


Ss 20. 
Leiſtungen, die auf Grund dieſes nes erfolgen, find nicht als Akte der Wohlfahrtspflege 
anzuſehen. . 


8 21. 
Mit Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt das Geſetz über Fürſorge der Kleinrentner vom 23. 2. 1923 
(G. Bl. S. 341) nebſt den ſpäteren Abänderungsbeſtimmungen außer Kraft. 
Danzig, den 12. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski-Keiſer. 


81 Verordnung 
zur Aufhebung nes Geſetzes betr. die Inſtandſetzung von Gebäuden und Wohnungen vom 14.11.1922 
(G. Bl. S. 513). Vom 23. 6. 1931. 


Auf Grund von § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 8 (G. Bl. S. 7) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: a 
Einziger Artikel. 


Das Geſetz betr. die Inſtandſetzung von Gebäuden und Wohnungen vom 14. 11. 1922 (G. Bl. 
S. 513) wird mit Wirkung vom 30. Juni 1931 aufgehoben. 5 


Danzig, den 23. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt D 
Dr. Ziehm. Dr.⸗Ing. Althoff. 
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82 N Verordnung 


über 915 Spruch⸗ und Beſchlußverfahren bei dem Oberverſicherungsamt nach der 
Reichsverſicherungsordnung. Vom 19. 6. 1931. 


Auf Grund des § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 G. Bl. S. 7) wird fol⸗ 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Das Geſetz betreffend das Spruch- und Beſchlußverfahren in der Reichsverſicherungsordnung vom 19. März 


1924 (G. Bl. S. 89) wird wie folgt geändert: 


Artikel 1. 
Hinter $ 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 
8 1a. 

Der § 77 Reich beſſichetung ordnung erhält folgende Faſſung: 

Das Oberverſicherungsamt bildet eine oder mehrere Spruchkammern für die Sachen, die 
dieſes Geſetz dem Spruchverfahren überweiſt. 

Die Spruchkammer beſteht aus dem Direktor oder einem Mitglied des Oberverſicherungs⸗ 
amts als Vorſitzendem und je einem Beiſitzer der Arbeitgeber und der Verſicherten. 


Artikel 2. 
§ 2 erhält folgende Faſſung: 
5 § 2. 

Soll bei dem Verfahren vor dem Oberverſicherungsamt in einer grundſätzlichen Rechtsfrage 
von der Entſcheidung einer Kammer abgewichen werden, oder will eine Kammer in einem ſolchen 
Falle von der Entſcheidung einer anderen Kammer abweichen, oder handelt es ſich in einem 
ſolchen Falle um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher Vorſchriften, ſo iſt die Sache 
auf Antrag einer Partei oder von Amts wegen durch Beſchluß der Spruch- bzw. der Beſchluß⸗ 
kammer an die Große Kammer zu verweiſen. 

Die Große Kammer beſteht aus 

a) dem Direktor des Oberverſicherungsamts oder ſeinem Stellvertreter als Voſitzendem, 
b) einem weiteren Mitglied des Oberverſicherungsamts, 
c) einem von dem Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts beſtellten Mitglied des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts, 
d) einem Arbeitgeber aus dem Kreiſe der Arbeitgebervertreter beim Oberverſicherungsamt, 
e) einem Verſicherten aus dem Kreiſe der Verſichertenvertreter beim Oberverſicherungsamt. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 30. Juni 1931 in Kraft. Sie gilt auch für die bei dem Inkraft⸗ 


treten dieſer Verordnung bereits angängigen Streitſachen. 


Danzig, den 19. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinsti-Keiler. 


83 Verordnung 
über die Sicherung der Haushaltsführung der Gemeinden und Gemeindeverbänden. Vom 30. 6. 31. 


Auf Grund des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (Gef. Bl. S. 7) wird fol⸗ 

gendes mit Geſetzeskraft verordnet: f 
Artikel 1. 

Der Senat und die von ihm beauftragten Behörden überwachen die Haushalts-, Kaſſen⸗ und 
Rechnungsführung ſowie die Kaſſenlage, die Vermögensverwaltung und das Schuldenweſen der Ge— 
meinden. Die Überwachung ſchließt auch die Prüfung der Jahresrechnungen in fi. Sie ſind befugt, Aus⸗ 
kunft über dieſe Verwaltungszweige und Tätigkeiten ſowie Einſicht in die Akten und Unterlagen der 
Gemeinden zu verlangen. 

Artikel 2. 

Überſteigen die Ausgaben einer Gemeinde die Einnahmen oder entſprechen die nach den Gemeinde⸗ 
beſchlüſſen von den Gemeindemitgliedern zu erhebenden Gemeindeſteuern bezüglich ihrer Höhe oder der 
Art der beſchloſſenen Steuer gemäß einer Prüfung durch die Aufſichtsbehörde nicht der Billigkeit, ſo hat 
die Aufſichtsbehörde dahin zu wirken, daß der Ausgleich durch Senkung der Ausgaben erreicht wird. 


596 
Soweit dies nicht möglich iſt, hat die Aufſichtsbehörde dafür zu ſorgen, daß alle zur Herbeiführung eines 
billigen Steuerausgleichs 1 zur Erhöhung der Einnahmen . Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Verweigert oder unterläßt eine Gemeinde die gemäß unter Abſ. 1 erforderlichen Beſchlüſſe zu 
faſſen, jo kann die Staatsaufſichtsbehörde dieſe Beſchlüſſe anſtelle der Gemeinde entweder ſelbſt faſſen 
oder durch einen beſonderen Beauftragten (Staatskommiſſar) faſſen laſſen. Soweit und ſolange es die 
Durchführung der Beſchlüſſe nötig macht, kann die Verwaltung der Gemeinde anſtelle der zuſtändigen 
Gemeindebehörde dem Staatskommiſſar übertragen werden. 

Den Gemeinden im Sinne der Abſätze 1 und 2 ſtehen die Gemeindeverbände gleich. 


Artikel 8. 
Die „ U. zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


Artikel 4. 
Dieſe Verordnung tritt am 30. Juni 1931 in nn 


Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stad a 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


8⁴ Verordnung 


über das Suh und Beſchlußverfahren bei dem Oberverſicherungsamt 900 dem Angeſtellten⸗ 
f verſicherungsgeſetz. Vom 19. 6. 1931. 


Auf Grund des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (Geſetzblatt S. 7) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Arti kil 1. e 
Im $ 146 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes wird Abſatz 2 wie folgt geändert: 

Die Spruchkammer beſteht aus dem Vorſitzenden und je einem Beiſitzer der Verſicherten und 

der Arbeitgeber. 
Artikel 2. ; 
§ 250. des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Soll bei dem Verfahren vor dem Oberverſicherungsamt in einer grundſätzlichen Rechtsfrage 
von der Entſcheidung einer Kammer abgewichen werden, oder will eine Kammer in einem ſolchen 
Falle von der Entſcheidung einer ſolchen Kammer abweichen, oder handelt es ſich in einem ſolchen 
Falle um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher Vorſchriften, ſo iſt die Sache auf Antrag 
einer Partei oder von Amtswegen durch Beſchluß der Spruch- bezw. der Beſchlußkammer an die 
Große Kammer zu verweiſen. 

Die Große Kammer beſteht aus 

a) dem Direktor des Oberverſicherungsamts oder ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden, 
b) einem weiteren Mitglied des Oberverſicherungsamts, 
c) einem von dem Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts beſtellten Mitglied des Ober⸗ 


verwaltungsgerichts, 

d) einem Arbeitgeber aus dem Kreiſe der Arbeitgebervertreter der Kammer für Angeſtellten⸗ 
verſicherung, 

e) einem Verſicherten aus dem Kreiſe der Verſichertenvertreter der Kammer für Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 30. Juni 1931 in Kraft. Sie gilt auch für die bei dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung bereits angängigen Streitſachen. 


Danzig, den 19. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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